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Pressemitteilung vom 28.01.2003

Neue Sozialleistungen belasten Kommunen zusätzlich

Politik zulasten der Gemeindekassen

Stuttgart. Mit neuen Leistungsgesetzen werde weiter Politik auf Kosten der Gemeindekassen gemacht, kritisierte der Präsident des Gemeindetags, Bürgermeister Otwin Brucker, bei der Jahrespressekonferenz seines Verbands.

Der alarmierende Anstieg der Landeswohlfahrtsumlage gegenüber dem Vorjahr um 100 Millionen Euro, seit 2001 insgesamt um 230 Millionen Euro, zeige, dass die Belastung der Kommunalhaushalte mit Leistungen der Eingliederungshilfe für Behinderte kaum mehr zu bewältigen sei. Damit nicht genug:

Neue Sozialleistungsgesetze des Bundes seien dafür verantwortlich, dass der Gestaltungsraum der Kommunen jetzt noch mehr von staatlich verordneten Ausgaben aufgezehrt werde. „Das Grundsicherungsgesetz mit seinen Leistungsansprüchen an die Kommunen ist das Gegenteil der oft geforderten Selbstverantwortung und privaten Vorsorge,“ kritisierte der Gemeindetagspräsident. Nur ein Teil dieser Ansprüche der schätzungsweise 70.000 anspruchsberechtigten Rentner und Behinderten in Baden-Württemberg sei vom Bund finanziell gedeckt. Erstattungen des Bundes von 32 Millionen Euro stehen rund 76 Millionen Euro kommunale Ausgaben für die Grundsicherung und weitere 12 Millionen Euro für zusätzlichen Verwaltungsaufwand gegenüber (Grafik).

Neben den finanziellen Folgen sei bedenklich, dass mit dem neuen Gesetz bewährte Grundsätze der sozialen Sicherung aufgehoben würden, bemängelte Brucker. So würden unterhaltspflichtige Angehörige bis 100.000 Euro Jahreseinkommen nicht mehr in Anspruch genommen. Die solidarische Verantwortung in der Familie werde aufgehoben, wenn selbst einkommensstarke Kinder nichts mehr zum Unterhalt bedürftiger Eltern beitragen müssen.

„Das ist der falsche Weg. Alle Sozialleistungen und ihre Finanzierung müssen auf den Prüfstand,“ verlangte Brucker.

Dass die Bundesregierung ihr Zuwanderungsgesetz erneut mit einer nicht ausreichenden Finanzierung einbringe, sei ein weiterer ‚Griff in kommunale Kassen’. Die vom Bund für die Integrationskurse vorgesehenen 170 Millionen Euro seien völlig unzureichend. Damit sei eine Integration der Zuwanderer in die Gesellschaft, nicht zuletzt mit guten Chancen am Arbeitsmarkt, nicht zu gewährleisten. „Die ungelösten Probleme mangelhafter Integration haben dann zuerst die Städte und Gemeinden zu tragen,“ kristisierte Brucker.

Die geplante Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Arbeitsfähige in sogenannte Job Center dürfe nicht dazu führen, dass weitere Kosten der hohen Arbeitslosigkeit auf die Kommunen abgewälzt werden. „Es muss gewährleistet sein, dass der Bund sich nicht aus seiner Verantwortung für die Arbeitsmarktpolitik verabschiedet und seien Anteil an den Sozialleistungen – einschließlich Verwaltungsaufwand(!) – weiterhin trägt,“ forderte der Präsident des größten kommunalen Landesverbands.

Anlage:

· Gesamtausgaben und Ausgleichsleistungen für die Grundsicherung in Baden-Württemberg 2003 (Grafik)
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